
 

Allgemeinverfügung des Rhein-Erft-Kreises zur Feststellung der  
Gefährdungsstufe 2 (7-Tages-Inzidenz größer als 50) gem. §15a  
Verordnung zum Schutz von Neuinfizierungen mit dem Coronavirus  
SARS-CoV-2 (CoronaschutzVO) vom 19.10.2020  
 
 
Öffentliche Bekanntmachung  
 

Gemäß §28 Absatz 1 Satz 2 des Gesetzes zur Verhütung und Bekämpfung von Infek-

tionskrankheiten beim Menschen (Infektionsschutzgesetz – IfSG) vom 20. Juli 2000 

(BGBl. I S. 1045), §15a Absatz 2 der Verordnung zum Schutz vor Neuinfizierungen 

mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 (Coronaschutzverordnung – CoronaSchVO) vom 

17. Oktober 2020 sowie §3 Absatz 2 Nr. 1 und Absatz 3 Nr. 1 des Gesetzes zur Rege-

lung besonderer Handlungsbefugnisse im Rahmen einer epidemischen Lage von nati-

onaler oder landesweiter Tragweite und zur Festlegung der Zuständigkeiten nach dem 
Infektionsschutzgesetz (Infektionsschutz- und Befugnisgesetz - IfSBG-NRW) vom  
14. April 2020 wird gemäß §15a Abs. 2 CoronaschutzVO folgende Allgemeinverfügung 
für den Rhein-Erft-Kreis erlassen: 
 
Allgemeinverfügung: 
 
Der Rhein-Erft-Kreis stellt fest, dass die 7-Tages-Inzidenz nach den täglichen Veröf-
fentlichungen des Lagezentrums für Gesundheit für den Rhein-Erft-Kreis über dem 
Wert von 50 liegt und das Infektionsgeschehen nicht ausschließlich auf bestimmte 
Einrichtungen o. ä. zurückzuführen ist. Damit stellt der Rhein-Erft-Kreis gem. §15a 
Abs. 2 CoronaSchVO das Erreichen der Gefährdungsstufe 2 fest.  
 
Damit treten in den Kommunen des Rhein-Erft-Kreises die Regelungen des §15a Abs. 
4 CoronaSchVO in Kraft.  
 
Diese Anordnung ist sofort vollziehbar. 
 
Diese Anordnung gilt für das gesamte Gebiet des Rhein-Erft-Kreises. 
 
Diese Allgemeinverfügung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung am 20.10.2020 
um 0:00 Uhr in Kraft und gilt bis zum Ablauf des 31.10.2020. 
 
 

Der Landrat 

  
 

Hausadresse Öffnungszeiten Bankverbindungen 

Willy-Brandt-Platz 1 

50126 Bergheim 

Telefon 02271 83-0 

Fax 02271 83-20000 

 

www.rhein-erft-kreis.de 

info@rhein-erft-kreis.de 

poststelle@rhein-erft-kreis.epost.de 

 

Montag bis Freitag 

08:00 Uhr bis 12:30 Uhr 
 

Donnerstag 

14:00 Uhr bis 18:00 Uhr 
 

Samstag 08:00 Uhr bis 11:00 Uhr 

(nur Service- und Zulassungsstelle im 

Kreishaus  Bergheim) 

Kreissparkasse Köln  

BIC: COKSDE33 

IBAN: DE72 3705 0299 0142 0012 00 

 
Postbank Köln  

BIC: PBNKDEFF 

IBAN: DE45 3701 0050 0010 8505 05 
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Rechtsgrundlagen: 
 

• §§13, 15a der Verordnung zum Schutz vor Neuinfizierungen mit dem Corona-
virus SARS-CoV-2 (Coronaschutzverordnung – CoronaSchVO) vom 17. Oktober 
2020  

• §3 Infektionsschutz- und Befugnisgesetz – IfSBG-NRW vom 14. April 2020 
(GV. NRW. S. 218b) 

• §28 Abs. 1 Infektionsschutzgesetz - IfSG - vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 
1045), neu gefasst durch Artikel 1 Nr. 6 des Gesetzes vom 27. März 2020 
(BGBl. I S. 587) sowie §28 Abs. 3 i.V.m. § 16 Abs. 8 IfSG 

 
Begründung: 
 
Die weltweite Ausbreitung der Lungenerkrankung COVID-19 wurde am 11.03.2020 
von der WHO zu einer Pandemie erklärt. Sowohl in Deutschland, als auch weltweit 
handelt es sich um eine dynamische und ernstzunehmende Situation, in der mehrere 
tausend Menschen zu Tode gekommen sind. Die Zahl der Infektionsfälle nimmt wei-
terhin zu. 
 
Bei dem Virus SARS-CoV-2 handelt es sich um einen Krankheitserreger im Sinne des 
§2 Nr. 1 IfSG. Der Virus wird von Mensch zu Mensch übertragen. Hauptübertra-
gungsweg ist die Tröpfcheninfektion. Dies kann direkt von Mensch zu Mensch über die 
Schleimhäute der Atemwege geschehen oder auch indirekt über Hände, die dann mit 
Mund- oder Nasenschleimhaut sowie der Augenbindehaut in Kontakt gebracht wer-
den. Insofern erhöht sich das Risiko einer Ansteckung mit dem SARS-CoV-2 Virus bei 
engem Kontakt ohne Einhaltung von Mindestabständen und bei Veranstaltungen mit 
einer hohen Besucherzahl potentiell und damit steigt die Gefahr, dass sich die Infekti-
onen in der Bevölkerung weiterverbreiten. Das Zusammentreffen größerer Personen-
gruppen in der Öffentlichkeit, auf Sportanlagen und bei Freizeitaktivitäten sowie ins-
besondere bei Festen mit geselligem Charakter ohne Einhaltung von Abständen führt 
daher zu einem erhöhten Risikopotenzial. Das Infektionsrisiko ist stark von dem indi-
viduellen Verhalten (AHA-Regel: Abstand halten, Hygiene beachten, Alltagsmasken 
tragen), der Belüftungssituation in den Räumlichkeiten und der regionalen Verbrei-
tung abhängig. Bei der Übertragung spielen Risikobegegnungen (wie z.B. 15 Minuten 
andauernder face-to-face Kontakt bei Nichteinhaltung von Mindestabständen und 
Maskenpflicht) eine besondere Rolle. Die Aerosolausscheidung steigt bei lautem Spre-
chen, Singen oder Lachen stark an. Insbesondere in geschlossenen Räumen steigt das 
Risiko einer Übertragung deutlich und besteht auch, wenn ein Abstand von mehr als 
1,5 m eingehalten wurde. Wenn der Mindestabstand von 1,5 m ohne Mund-Nasen-
Bedeckung unterschritten wird, z. B. wenn Gruppen von Personen an einem Tisch 
sitzen, feiern, tanzen oder bei größeren Menschenansammlungen, besteht auch im 
Freien ein erhöhtes Übertragungsrisiko. 
 
Die untere Gesundheitsbehörde des Rhein-Erft-Kreises hat nach der Ermächtigung 
durch das Infektionsschutzgesetz in Verbindung mit den Bestimmungen der Corona-
schutzverordnung NRW die erforderliche Feststellung zu treffen, da die 7-Tages-
Inzidenz seit dem 18.10.2020 über dem Wert von 50 liegt. Für das Gebiet des Rhein-
Erft-Kreises liegt dieser Wert der 7-Tage-Inzidenz aktuell bei 55 (Stand: 19.10.2020).  
 
Daran geknüpft sind die Regelungen in §15a Abs. 4 CoronaSchVO. Zur Ergreifung 
weiterer, über die dort benannten Maßnahmen hinausgehende Regelungen, sieht der 
Rhein-Erft-Kreis derzeit keinen Anlass.  
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Auf dieser Grundlage greifen auf dem Gebiet des Rhein-Erft-Kreises die in §15a Abs. 4 
CoronaSchutzVO normierten Schutz- und Kontrollmaßnahmen zur Verhinderung oder 
zumindest zur Eindämmung der Weiterverbreitung des Virus.  
 
Vor dem Hintergrund der dynamischen Entwicklung der SARS-CoV-2-Infektionen und 
den vorgeschriebenen Handlungserfordernissen auf Basis der 7-Tage-Inzidenz gem. 
§15a CoronaSchVO ist mein Entschließungsermessen auf der Grundlage von §15a 
Abs. 4 CoronaSchVO auf Null reduziert, als weitergehende Schutzmaßnahmen zu tref-
fen sind, um die Ausbreitung des Virus einzudämmen und Infektionsketten zu unter-
brechen. Dazu müssen kontaktreduzierende Maßnahmen zur Beeinflussung, insbe-
sondere Verzögerung der Ausbreitungsdynamik ergriffen und Infektionsketten unter-
brochen werden.  
  
Aus Gründen der Verhältnismäßigkeit erfolgt eine zeitliche Befristung der genannten 
Anordnungen. 
 
Hinweis: 
 
Die übrigen Bestimmungen der Allgemeinverfügung des Landes NRW zum Schutz von 
Pflegeeinrichtungen vor dem Eintrag von SARS-CoV-2-Viren unter Berücksichtigung 
des Rechts auf Teilhabe und sozialer Kontakte der pflegebedürftige Menschen 
(CoronaAVPflegeundBesuche) und der Allgemeinverfügung des Landes NRW zum 
Schutz von Menschen mit Behinderungen und Personen mit besonderen sozialen 
Schwierigkeiten in der Eingliederungshilfe und Einrichtungen der Sozialhilfe vor dem 
Eintrag von SARS-CoV-2-Viren unter Berücksichtigung des Rechts auf soziale Teilhabe 
(CoronaAVEGHSozH) bleiben hiervon unberührt. 
 
Bekanntmachung: 
 
Diese Allgemeinverfügung wird gemäß §41 Abs. 3 und 4 des Verwaltungsverfahrens-
gesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (VwVfG NRW) im Amtsblatt und auf der 
Internetseite des Rhein-Erft-Kreises öffentlich bekannt gemacht.  
 
Sofortige Vollziehung: 
 
Die Allgemeinverfügung ist kraft Gesetzes sofort vollziehbar nach § 28 Abs. 3 i.V.m. 
§16 Abs. 8 IfSG. Die Anfechtungsklage hat damit gem. § 80 Abs. 2 Ziff. 3 Satz 1 
VwGO keine aufschiebende Wirkung. Dies bedeutet, dass die Allgemeinverfügung 
auch bei Klageerhebung zu befolgen ist. 
 
Beim Verwaltungsgericht Köln kann gemäß §80 Abs. 5 VwGO die Herstellung der auf-
schiebenden Wirkung beantragt werden. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monates nach Bekanntgabe 
Klage beim Verwaltungsgericht Köln, Appellhofplatz, 50667 Köln, erhoben werden. 
Die Klage ist schriftlich oder zur Niederschrift dem Urkundsbeamten der Geschäfts-
stelle beim Verwaltungsgericht zu erklären. 
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Die Klage kann auch durch Übertragung eines elektronischen Dokuments an die elekt-
ronische Poststelle des Gerichts erhoben werden. Das elektronische Dokument muss 
für die Bearbeitung durch das Gericht geeignet sein.  
 
Es muss mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Person 
signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg gem. §55a Abs. 4 VwGO einge-
reicht werden. Die für die Übermittlung und Bearbeitung geeigneten technischen 
Rahmenbedingungen bestimmen sich nach näherer Maßgabe der Verordnung über die 
technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das 
besondere elektronische Behördenpostfach (Elektronischer Rechtsverkehr-Verordnung 
– ERVV) vom 24.11.2017 (BGBl. I S. 3803) in der zurzeit gültigen Fassung. 
 
Sollte die Frist durch einen von Ihnen Bevollmächtigten versäumt werden, würde des-
sen Verschulden Ihnen zugerechnet werden. 
 
Weitere Informationen erhalten Sie auf der Internetseite 
www.justiz.de. 
 
Ordnungswidrigkeit: 
 
Ordnungswidrig handelt gem. §18 Abs. 3 CoronaSchVO 
i.V.m. §73 Abs. 1a Nr. 6 IfSG, wer vorsätzlich oder fahrlässig einer vollziehbaren An-
ordnung gem. §28 Abs. 1, Satz 1 oder Satz 2 IfSG, jeweils auch in Verbindung mit 
einer Rechtsverordnung nach §32 Satz 1 IfSG, zuwiderhandelt. 
 
Die Ordnungswidrigkeit kann gem. §73 Abs. 2 IfSG mit einer Geldbuße bis zu 25.000 
Euro geahndet werden. 
 
Strafbarkeit: 
 
Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer eine in 
§73 Abs. 1a Nr. 6 IfSG bezeichnete vorsätzliche Handlung begeht und dadurch eine in 
§6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 IfSG genannte Krankheit oder einen in §7 IfSG genannten 
Krankheitserreger verbreitet (§ 74 IfSG). 
 
 
Bergheim, den 19.10.2020  
 
Gez. 
Dr. Christian Nettersheim 
Dezernent 
 
 
Veröffentlichungsdatum 19.10.2020 
 
 


